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Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

noch vor wenigen Monaten dachte 

die Welt, dass ab April 2019 eine 

neue Zeitrechnung beginnt. Der seit 

1980 andauernde ständige Wechsel 

zwischen Sommer- und Winterzeit 

könnte beendet sein und die seit 

1973 andauernde Mitgliedschaft 

Großbritanniens in der Europäischen Gemeinschaft sollte eben-

falls bereits Geschichte sein. 

Nun ist die Zeit gekommen und wir müssen ernüchternd fest-

stellen, dass beide Vorhaben nicht so einfach umsetzbar sind, 

wie zunächst gedacht. Wenigstens bei der Zeitumstellung haben 

wir mittlerweile Gewissheit. Im Jahre 2021 wird es soweit sein. 

Die Verabschiedung Großbritanniens aus der EU geht vielleicht 

ganz schnell, dauert noch ein bisschen oder vielleicht auch ewig. 

Während in London die „Nein-Sager“ demonstrieren, wollen wir 

uns mit einem freundlichen „Ja“ dem nahenden Frühling und 

dem Osterfest widmen. Für diese ruhigeren Tage haben wir 

Ihnen ein paar Urteile aus der Rechtsprechung zusammenge-

stellt und hoffen, dass etwas Interessantes für Sie dabei ist. 

Ich wünsche Ihnen ein frohes Osterfest und grüße Sie herzlichst  

Ihr 

 

 

 

Torge Jander 

Editorial 

 

Vorankündigung unserer Veranstaltung im Mai 

Bereits jetzt möchten wir Sie auf die Veranstaltung in Bremen 

HLB Praxisforum Umsatzsteuer am 20.5.2019 ab 17:30 Uhr 

hinweisen. Näheres dazu erfahren Sie in der kommenden Aus-

gabe der Steuer & Bilanz aktuell. 
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Für alle Steuerpflichtigen 

 

 

 

 

Geplant sind drei Eckpunkte für die 

Grundsteuerreform: 

Gebäudealter, Bodenrichtwert und 

Nettokaltmieten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liegen für Geschäftsgrundstücke 

und gemischt genutzte Grundstücke 

keine ortsüblichen oder vereinbar-

ten Mieten vor, soll ein vereinfach-

tes Sachwertverfahren anstelle des 

Ertragswertverfahrens angewendet 

werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Bundesverfassungsgericht hatte 

dem Gesetzgeber aufgegeben, bis 

Ende 2019 eine Neuregelung zu 

schaffen, die spätestens ab 2025 

umgesetzt sein muss. Ansonsten 

kann die Grundsteuer ab 2020 nicht 

mehr erhoben werden.  

 

 

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

Bund und Länder zur Grundsteuerreform 

Am 1.2.2019 haben sich Bund und Länder auf Eckpunkte für die Grundsteuerre-

form geeinigt. Einem Beschluss zufolge sollen drei Punkte zur Berechnung der 

Grundsteuer maßgeblich sein: das Alter des Gebäudes, der regionale Bodenricht-

wert – also der Wert der Fläche – und die durchschnittlichen. Bei Wohngrundstü-

cken wird zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage an die Nettokaltmieten (aus 

dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamts abgeleiteten durchschnittlichen) 

angeknüpft.  

Anstelle der durchschnittlichen Nettokaltmiete wird die tatsächlich vereinbarte 

Nettokaltmiete angesetzt, wenn der Eigentümer dem Mieter Grundstücke oder 

Grundstücksteile zu einer Nettokaltmiete überlässt, die bis zu 30 % unterhalb der 

durchschnittlichen Nettokaltmiete liegt. Überlässt der Eigentümer dem Mieter 

Grundstücke oder Grundstücksteile zu einer Nettokaltmiete, die über 30 % unter-

halb der durchschnittlichen Nettokaltmiete liegt, ist die um 30 % geminderte 

durchschnittliche Nettokaltmiete anzusetzen. Damit soll es vor allem ein am Wert 

von Grundstücken und Gebäuden orientiertes Modell geben – und nicht das von 

der bayerischen Landesregierung und zum Beispiel der FDP gewünschte Modell, 

bei dem sich die Steuerhöhe pauschal an der Fläche orientiert. 

Soweit für gemischt genutzte Grundstücke sowie Geschäftsgrundstücke weder 

tatsächlich vereinbarte Mieten vorliegen noch ortsübliche Mieten ermittelt wer-

den können – wie z.B. vielfach bei für den eigenen Gewerbebetrieb genutzten 

Grundstücken –, ist anstelle des Ertragswertverfahrens ein gegenüber dem gel-

tenden Recht vereinfachtes Sachwertverfahren anzuwenden. 

Letztlich ist dies also eine vergleichsweise differenzierte Bewertung, welche keine 

individuelle Bewertung aller einzelnen Grundstücke erfordert, was wohl praktisch 

nicht umsetzbar gewesen wäre. Immer wieder wird betont, dass das Gesamt-

aufkommen der Grundsteuer unverändert bei 14 Mrd. € bleiben soll. Für den ein-

zelnen Grundstückseigentümer – und damit ggf. über die Nebenkosten für den 

Mieter – werden sich aber im Einzelfall deutliche Veränderungen nach oben oder 

auch nach unten ergeben. Tendenziell wird die Grundsteuerbelastung bei Neu-

bauten in Ballungszentren deutlich steigen. 

Zum Hintergrund: Das Bundesverfassungsgericht hatte im vergangenen Jahr ent-

schieden, dass die seit mehr als 50 Jahren nicht mehr angepassten Einheitswerte 

für Grundstücke „völlig überholt“ sind und zu „gravierenden Ungleichbehandlun-

gen“ der Immobilienbesitzer führen. Das Gericht hatte dem Gesetzgeber aufgege-

ben, bis Ende 2019 eine Neuregelung zu schaffen, welche dann spätestens ab 

2025 umgesetzt werden muss. Ohne Reform kann die Grundsteuer ab dem Jahr 

2020 nicht mehr erhoben werden. 

 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Diese Eckpunkte sind noch vergleichsweise vage und durchaus umstritten. 

Abzuwarten bleibt der zu erwartende Gesetzentwurf und dann die Ergebnisse konkreter 

Berechnungen sowohl für einzelne Kommunen als auch für einzelne Grundstückseigentü-

mer. 
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Für Steuerpflichtige mit Kindern 

 

 

Die Rückforderung von Kindergeld 

kann eine große finanzielle Härte 

bedeuten, weshalb ggf. ein Billig-

keitserlass in Betracht kommen 

kann.  

 

 

Bundesfinanzhof:  

Ein Erlass ist abzulehnen, wenn der 

Kindergeldempfänger seinen Mittei-

lungspflichten nicht nachgekommen 

ist.  

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

 

 

 

Außergewöhnliche Belastungen 

durch Krankheit sind nachzuweisen.  

 

 

 

Bei bestimmten, insbesondere wis-

senschaftlich nicht anerkannten 

Behandlungsmaßnahmen ist der 

Nachweis durch ein qualifiziertes 

amtsärztliches Gutachten zu führen. 

 

 

 

 

 

 

In einem Streitfall wurde der Nach-

weis nur durch ein privatärztliches 

Attest eines Amtsarztes erbracht, 

das vom Finanzamt nicht anerkannt 

wurde.  

Billigkeitserlass bei Kindergeldrückforderung 

Ist Kindergeld zu Unrecht gewährt worden und wird dieses dann für einen ggf. 

längeren Zeitraum zurückgefordert, so kann dies eine finanzielle Härte bedeuten. 

In diesen Fällen ist stets zu prüfen, ob die Möglichkeit eines Billigkeitserlasses 

besteht. Der Bundesfinanzhof unterstreicht mit Urteilen vom 13.9.2018 

(Aktenzeichen III R 19/17 bzw. III R 48/17), dass ein Billigkeitserlass dann nicht in 

Betracht kommt, wenn der Kindergeldberechtigte schuldhaft Mitteilungspflichten 

verletzt hat.  

Im Urteilsfall hatte das Kind die Ausbildung abgebrochen, was die Mutter zwar 

dem Jobcenter, aber nicht der Kindergeldkasse mitgeteilt hatte. Der Bundesfi-

nanzhof stellt heraus, dass es hinsichtlich der Ablehnung eines Billigkeitserlasses 

auch nicht entscheidend ist, dass vorliegend gewährtes Kindergeld auf Sozialleis-

tungen (Arbeitslosengeld II) angerechnet wird. 

Zwangsläufigkeit von Aufwendungen im Krankheitsfall 

Krankheitsbedingte Aufwendungen können als außergewöhnliche Belastungen 

geltend gemacht werden und mindern die Steuer, soweit die zumutbare Belas-

tung überschritten ist. In der Regel wird die Zwangsläufigkeit von krankheitsbe-

dingten Aufwendungen für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel durch eine Verordnung 

eines Arztes oder Heilpraktikers nachgewiesen, was Voraussetzung für den steu-

erlichen Ansatz ist. Bei bestimmten Maßnahmen und Aufwendungen ist der Nach-

weis der Zwangsläufigkeit allerdings in qualifizierter Form zu führen und zwar 

„durch ein amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines Me-

dizinischen Dienstes der Krankenversicherung“. Dies gilt u.a. bei wissenschaftlich 

nicht anerkannten Behandlungsmethoden. Der so zu führende Nachweis muss vor 

Beginn der Heilmaßnahme ausgestellt worden sein. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat mit rechtskräftigem Urteil v. 4.7.2018 

(Aktenzeichen 1 K 1480/16) klargestellt, dass ein solches amtsärztliches Gutach-

ten nicht nach Umfang, Form und Inhalt einem nach wissenschaftlichen Grundsät-

zen erstellten Gutachten entsprechen muss. Im Urteilsfall wurden nicht von der 

Krankenversicherung übernommene Aufwendungen für die Behandlung eines 

schwerbehinderten Kindes in einem Naturheilzentrum geltend gemacht.  

Zum Nachweis der Zwangsläufigkeit der Behandlung in dem Naturheilzentrum 

hatten die Stpfl. bereits zu ihrer Einkommensteuer-Erklärung ein privatärztliches 

Attest vorgelegt, in dem erklärt wurde, dass das Kind in dem Naturheilzentrum 

„nach einem bewährten Konzept gefördert“ werde und dort durch die tägliche 

intensive Förderung auch zusätzliche Impulse zur Entwicklung erfahre. Weiter 

wurde ausgeführt: „Da bei dem schweren Krankheitsbild jeder Versuch, das Er-

gebnis zu verbessern, für die Familie wichtig ist und auch medizinisch jeder positi-

ve Impuls für das Kind zu begrüßen ist, empfehle ich auch ärztlich die Teilnahme 

am Förderprogramm.“  

Im Einspruchsverfahren zur Einkommensteuer-Festsetzung wurde das privatärztli-

che Attest erneut vorgelegt, allerdings ergänzt um einen Stempelaufdruck „Die 

Angaben werden amtsärztlich bestätigt“ mit dem Dienstsiegel der Kreisverwal-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Handlungsempfehlung: Kindergeldberechtigte sollten sehr sorgfältig die Mitteilungs-

pflichten gegenüber der Familienkasse beachten. 
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Finanzgericht Rheinland-Pfalz: 

Der Nachweis ist auch dann er-

bracht, wenn zwar kein formal rich-

tiges amtsärztliches Gutachten, 

aber eine unmissverständliche Er-

klärung eines Amtsarztes vorliegt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Unternehmer und 

Freiberufler 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Streitfall: 

Eine Partnerschaft von Rechtsan-

wälten hatte im Garten des Privat-

hauses eines Partners einen 

„Herrenabend“ ausgerichtet. Einge-

laden waren neben Mandanten 

auch Persönlichkeiten u. a. aus Poli-

tik und Verwaltung. 

Die Aufwendungen wurden vollum-

fänglich als Betriebsausgaben ange-

setzt.  

tung. Das Finanzamt sah die Zwangsläufigkeit der Aufwendungen nicht als nach-

gewiesen an. 

Dem widersprach das Finanzgericht. Zwar enthält der Wortlaut der maßgeblichen 

Gesetzesvorschrift tatsächlich den Begriff „amtsärztliches Gutachten“. Hieraus 

kann aber nach Ansicht des Senats nicht gefolgert werden, dass die Bestätigung 

des Amtsarztes nach Umfang, Form und Inhalt einem nach wissenschaftlichen 

Grundsätzen erstellten Gutachten entsprechen müsse. 

Die Stellungnahmen des Amtsarztes lassen für das Gericht keinen Zweifel daran, 

dass die Aufwendungen für die Behandlung des Kindes der Stpfl. in dem Natur-

heilzentrum als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen sind. Zwar ist 

auch nach Auffassung des Finanzgerichts der unterschriebene Stempelaufdruck 

„in seiner Knappheit kaum zu unterbieten“. Seine Aussage ist allerdings eindeutig. 

Durch die Bezugnahme auf die Ausführungen in dem privatärztlichen Gutachten 

hat der Amtsarzt unmissverständlich erklärt, dass auch er die Teilnahme des Kin-

des der Stpfl. an dem Förderprogramm empfiehlt. Weitere Ausführungen zu die-

ser Empfehlung erscheinen auch nicht erforderlich. Ab dem Zeitpunkt der Bestäti-

gung der Zwangsläufigkeit der Behandlung durch den Amtsarzt in Form des unter-

schriebenen Stempelaufdrucks angefallene Aufwendungen waren somit steuer-

lich anzuerkennen. 

Für Unternehmer und Freiberufler 

Aufwendungen für Betriebsveranstaltung 

Mit Urteil vom 31.7.2018 hat das Finanzgericht Düsseldorf (Akten-

zeichen 10 K 3355/16 F, U) im zweiten Rechtsgang entschieden, dass Aufwendun-

gen für die Ausrichtung sog. „Herrenabende“ wegen einer privaten Mitveranlas-

sung nur teilweise als Betriebsausgaben abgezogen werden können. Der betrieb-

lich veranlasste Teil der Aufwendungen wurde mangels Vorliegen eines objektiven 

Aufteilungsmaßstabs im Wege der Schätzung mit 50 % angenommen. Dieses Ur-

teil ist über den entschiedenen Fall hinaus für die steuerliche Beurteilung der Ab-

zugsfähigkeit von Kundenveranstaltungen von Bedeutung. Solche Aufwendungen 

geraten zunehmend in den Blick der Finanzverwaltung. 

Die Stpfl. ist eine Partnerschaft von Rechtsanwälten. Sie machte Aufwendungen 

für sog. Herrenabende als Betriebsausgaben geltend. Zu diesen Veranstaltungen, 

die im Garten eines der Partner der Stpfl. stattfanden, lud die Stpfl. ausschließlich 

Männer ein. Der Teilnehmerkreis bestand aus Mandanten, Geschäftsfreunden 

und Persönlichkeiten aus Verwaltung, Politik, öffentlichem Leben und Vereinen. 

Die Gäste wurden begrüßt, bewirtet und unterhalten. Die Stpfl. machte geltend, 

dass die Aufwendungen der Pflege und Vorbereitung von Mandanten-

Beziehungen gedient hätten und daher voll abzugsfähig seien. 

Im ersten Rechtsgang hatte das Finanzgericht Düsseldorf mit Urteil v. 19.11.2013 

(Aktenzeichen 10 K 2346/11 F) den Betriebsausgabenabzug versagt, weil diesem 

das Abzugsverbot für Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segel- oder Mo-

toryachten und ähnliche Zwecke entgegenstehe. Auf die Revision der Stpfl. wurde 

diese Entscheidung mit Urteil des Bundesfinanzhofs vom 13.7.2016 (Aktenzeichen 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Die gesetzlich vorgesehenen Nachweise sollten sorgfältig geführt werden und 

ggf. der zuständige Amtsarzt frühzeitig kontaktiert werden. 
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Das Finanzgericht Düsseldorf hatte 

zunächst den gesamten Betriebs-

ausgabenabzug versagt.  

 

 

 

 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil 

wieder auf. Ein Abzugsverbot kom-

me nur dann zur Anwendung, wenn 

den Gästen ein besonderes qualita-

tives Ambiente oder ein Unterhal-

tungsprogramm geboten wird.  

 

 

 

 

In einem zweiten Rechtsakt ließ das 

Finanzgericht Düsseldorf die Auf-

wendungen teilweise zum Abzug zu.  

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Unternehmer und 

Freiberufler 

 

 

 

Arbeitsverhältnisse unter nahen 

Angehörigen unterliegen stets einer 

Fremdvergleichsprüfung.  

 

 

 

In einem Streitfall bestand die Ver-

gütung für den Ehepartner neben 

Arbeitslohn und Kfz-Überlassung 

auch in der Zahlungen in eine Di-

rektversicherung und eine Pensions-

kasse.  

VIII R 26/14) aufgehoben. Das vom Finanzgericht angenommene Abzugsverbot 

komme nur zur Anwendung, wenn den Gästen ein besonderes qualitatives Ambi-

ente oder ein besonderes Unterhaltungsprogramm geboten werde. Die Sache 

wurde an das Finanzgericht Düsseldorf zur weiteren Sachaufklärung zurückver-

wiesen. 

In seiner nunmehrigen Entscheidung v. 31.7.2018 im zweiten Rechtsgang ließ das 

Finanzgericht die Aufwendungen teilweise zum Abzug zu. Zwar komme das Ab-

zugsverbot nach der weiteren Aufklärung des Sachverhalts nicht zur Anwendung, 

weil den Gästen weder ein besonderes qualitatives Ambiente noch ein besonde-

res Unterhaltungsprogramm geboten worden sei. Die Aufwendungen für die Her-

renabende seien aber gemischt veranlasst, weil sowohl Gäste aus dem privaten 

wie auch aus dem beruflichen Umfeld der Partner der Stpfl. teilgenommen 

hätten. Das Gericht machte dies daran fest, dass auch Mandanten überwiegend 

mit ihrem Vornamen in der Einladung („Lieber …“) angeredet wurden. Daher sei 

nicht sicher auszuschließen, dass auch private/persönliche Motive (mit) Anlass für 

ihre Einladung waren.  

Ebenso hat der Senat Schwierigkeiten, die potenziellen Neu-Mandanten zahlen-

mäßig uneingeschränkt beim Betriebsausgabenabzug zu berücksichtigen. Konkre-

te nachvollziehbare Erläuterungen, in welchen Fällen tatsächlich eine Mandatie-

rung erfolgt ist, hat die Stpfl. nicht beigebracht. Den Gästelisten lässt sich im Übri-

gen entnehmen, dass als Geschäftskontakte Personen aus den Bereichen Politik, 

Presse, Wirtschaft, Sport, öffentlichem Leben, Vereine eingeladen worden sind. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig; es wurde Nichtzulassungsbeschwerde 

seitens der Finanzverwaltung eingelegt. 

Ehegatten-Arbeitsverhältnis bei geringfügiger Beschäftigung  

Minijobs mit nahen Angehörigen werden von der Finanzverwaltung und ebenso 

von den Finanzgerichten kritisch im Hinblick auf Fremdvergleichbarkeit überprüft. 

Dies gilt besonders dann, wenn dem nahen Angehörigen im Rahmen dieses Mi-

nijobs ein Firmenwagen auch zur privaten Nutzung überlassen wird. 

Das Finanzgericht Münster hat mit Urteil vom 20.11.2018 (Aktenzeichen 2 K 

156/18 E) in einem solchen Fall den Betriebsausgabenabzug abgelehnt. Im 

Streitfall war der Ehemann selbständig als IT-Berater tätig. Die Ehefrau war in die-

sem Betrieb im Rahmen eines Minijobs als Bürokraft beschäftigt. Die Vergütung 

bestand auch in der Pkw-Überlassung und es wurden Zahlungen in eine Direktver-

sicherung und eine Pensionskasse zusätzlich zum vereinbarten Arbeitslohn geleis-

tet. 

Das Finanzgericht stellt heraus, dass ein solches Arbeitsverhältnis zwischen nahen 

Angehörigen unter dem Gesichtspunkt der Fremdüblichkeit geprüft werden muss, 

um sicherzustellen, dass die Vertragsbeziehung und die auf ihr beruhenden Leis-

tungen tatsächlich dem betrieblichen und nicht – z.B. als Unterhaltsleistungen – 

dem privaten Bereich zuzurechnen sind. 

Im Streitfall fehlte im Arbeitsvertrag eine Regelung zur Arbeitszeit. Einerseits soll-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Dieses Urteil verdeutlicht, dass die Hürden beim Betriebsausgabenabzug für 

Kundenveranstaltungen sehr hoch sein können. In diesen Fällen spielen Nachweise, dass 

eine betriebliche und eben keine private Veranlassung gegeben ist, eine besondere Rolle. 
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Das Finanzgericht Münster lehnte 

den Betriebsausgabenabzug ab. Es 

fehlten fremdübliche Regelungen 

zum Arbeitsvertrag und zur Fahr-

zeugüberlassung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Unternehmer und 

Freiberufler 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Unternehmer und 

Freiberufler 

 

 

 

 

Kleinunternehmer im Sinne der 

Umsatzsteuer ist, wer im vorange-

gangenen Kalenderjahr Umsätze 

von höchstens 17.500 € erzielt hat 

und im laufenden Kalenderjahr 

diese voraussichtlich 50.000 € nicht 

übersteigen.  

te die Arbeitszeit variabel sein und sich nach dem Arbeitsanfall richten, ohne dass 

ein Mindest- oder Höchststundenkontingent festgelegt wurde, andererseits soll-

ten Überstunden bzw. Mehrarbeit durch Freizeit ausgeglichen werden. Diese Re-

gelungen, die einen wesentlichen Vertragsbestandteil betreffen, widersprechen 

sich. Fremde Dritte hätten auch Regelungen zur Zeitaufschreibung, Kernarbeitszei-

ten oder Mindestarbeitszeiten getroffen, gerade vor dem Hintergrund, dass die 

Arbeitnehmerin auch in einem weiteren Arbeitsverhältnis stand. Das Finanzge-

richt störte sich auch an der Firmenwagenüberlassung. Zwar sei eine solche auch 

bei einem Minijob nicht per se fremdunüblich, jedoch umfasste vorliegend die 

Tätigkeit als Bürokraft keine Tätigkeiten, die zwingend einen Pkw erforderlich ge-

macht hätten. Zudem fehlten differenzierte Abreden über die konkrete Ausgestal-

tung der Kraftfahrzeug-Gestellung wie z.B. zur Fahrzeugklasse, zur Kostenvertei-

lung bei den privaten Fahrten und zur Haftung bei Schäden. 

Umsatzsteuersatz auf E-Books 

Aktuell müssen E-Books mit dem regulären Umsatzsteuersatz von 19 % besteuert 

werden, während gedruckte Bücher nur dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 

7 % unterliegen. Am 4.12.2018 ist die EU-Richtlinie 2018/1713 in Kraft getreten, 

die es Mitgliedstaaten erlaubt, elektronische Veröffentlichungen von Büchern, 

Zeitungen oder Zeitschriften (E-Books und E-Paper) ermäßigt zu besteuern. Es ist 

zu erwarten, dass Deutschland eine entsprechende Steuerermäßigung einführt. 

Mehrfache Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung 

Bei sog. Kleinunternehmern wird die Umsatzsteuer grundsätzlich nicht erhoben, 

was dann allerdings auch verbunden ist mit dem Entfall des Vorsteuerabzugs. Der 

Kleinunternehmer kann auf die Anwendung dieser Vorschrift verzichten. Als Klein-

unternehmer wird eingestuft, wer im vorangegangenen Kalenderjahr Umsätze 

von höchstens 17.500 € erzielt hat, wenn im laufenden Kalenderjahr die Umsätze 

voraussichtlich 50.000 € nicht übersteigen. Die Anwendung der Kleinunterneh-

merregelung ist für den Unternehmer nicht nur eine Vereinfachung, sondern ma-

teriell dann von Vorteil, wenn der Unternehmer an Privatpersonen liefert oder 

leistet, da sich dann die Leistung endgültig günstiger darstellt. 

Der Bundesfinanzhof stellt jetzt mit Urteil vom 11.7.2018 (Akten-

zeichen XI R 26/17) klar, dass die Aufteilung eines Unternehmens zur mehrfachen 

Inanspruchnahme der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmerregelung als unzuläs-

siger Gestaltungsmissbrauch einzustufen ist. Im Urteilsfall handelte es sich um 

eine Steuerberatungs-GmbH. Sie übernahm für ihre Kunden u.a. die Erstellung der 

Buchführung, Lohnabrechnung, Gewinnermittlung und Steuererklärung. Die Steu-

erberatungs-GmbH war (zeitweise) an insgesamt sechs GmbH & Co. KG jeweils als 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: In anderen Fällen wurde ein Minijob mit nahen Angehörigen unter Einschluss 

einer Firmenwagennutzung steuerlich anerkannt. Dies zeigt, dass es auf die Verhältnisse 

des jeweiligen Einzelfalls ankommt und es geboten ist zu prüfen, ob eine Firmenwagen-

gestellung fremdüblich ist. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn der Minijobber umfangrei-

che Botengänge oder Kundenbesuche machen muss. Gerade bei Arbeitsverhältnissen mit 

nahen Angehörigen sind die vertraglichen Abreden sorgfältig abzuwägen. 

Hinweis: Offen ist, ab welchem Zeitpunkt die Anwendung des ermäßigten Umsatzsteu-

ersatzes eingeführt wird. Ggf. könnte dies auch rückwirkend erfolgen.  
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Bundesfinanzhof: 

Die Aufteilung eines Unternehmens 

zum Zwecke der mehrfachen Inan-

spruchnahme der Kleinunterneh-

merregelung ist unzulässig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Unternehmer und 

Freiberufler 

 

 

 

 

 

 

 

Finanzgericht Köln: 

Die Begrenzung des Betriebsausga-

benabzugs von Bewirtungskosten 

auf 70 % ist auch dann anzuwen-

den, wenn eigenbetriebliche Grün-

de für den Aufwand vorliegen.  

 

Kommanditistin beteiligt. Die KGs erbrachten Leistungen an ihre Kunden, die vor 

Gründung der KGs von der Steuerberatungs-GmbH erbracht wurden.  

Die KGs hatten keine eigenen Angestellten und keine eigenen sachlichen Aktiva. 

Sie schlossen zwar im eigenen Namen Verträge mit den betreffenden Kunden ab, 

die vereinbarten Buchführungsleistungen wurden aber mit den Sach- und Perso-

nalmitteln der Steuerberatungs-GmbH ausgeführt. Die Entgelte der Kunden ver-

einnahmten die KGs jeweils auf eigene Rechnung. Die KGs erbrachten ihre Leis-

tungen ausschließlich gegenüber nicht vorsteuerabzugsberechtigten Kunden, wo-

bei die Umsätze der einzelnen KGs jeweils unterhalb der Kleinunternehmergrenze 

blieben. Teilweise wurden die gleichen Kunden nacheinander von mehreren der 

KGs betreut, ohne dass sich dadurch an der Leistungsausführung inhaltlich etwa 

änderte und ohne dass erkennbar war, nach welchen sachlichen Kriterien (außer 

der Nichtüberschreitung der Kleinunternehmergrenze) die Beteiligten entschie-

den, welche KG vom jeweiligen Kunden beauftragt wurde.  

Im Anschluss an eine Außenprüfung vertrat das Finanzamt die Ansicht, dass die 

Umsätze der KGs der Steuerberatungs-GmbH zuzurechnen seien, da die Gestal-

tung, nach der Buchführungs- und Lohnabrechnungsleistungen auf die KGs ausge-

lagert und auf Grund Unterschreitung der Kleinunternehmergrenze nicht der Um-

satzsteuer und der Gewerbesteuer unterworfen wurden, missbräuchlich sei. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte im Ergebnis die Ansicht der Finanzverwaltung. 

Allerdings seien die Umsätze der KGs nicht der Steuerberatungs-GmbH zuzurech-

nen, sondern bei den KGs sei schlicht die Anwendung der Kleinunternehmerrege-

lung zu versagen, da deren Anwendung missbräuchlich sei. 

Abzugsfähigkeit von Cateringaufwendungen 

Das Finanzgericht Köln entschied mit Urteil vom 6.9.2018 (Aktenzeichen 13 K 

939/13), dass Cateringaufwendungen einer Filmgesellschaft am Drehort – soweit 

diese nicht auf eigene Arbeitnehmer entfallen – als geschäftliche Bewirtungskos-

ten einzustufen sind und damit nur zu 70 % als Betriebsausgabe angesetzt werden 

können. Nicht gelten ließ das Gericht das Argument, das partielle Betriebsausga-

benabzugsverbot sei nicht anwendbar, weil es sich um dominant aus eigenbe-

trieblichen Gründen durchgeführte Bewirtungen handele und die Übernahme der 

Bewirtung für einen ungestörten Verlauf der Produktionsarbeiten unerlässlich sei. 

Auch der Umstand, dass die Bewirtungskosten in die Produktionsaufwendungen 

eingehen und vom Auftraggeber über das Produktionsentgelt bezahlt werden, 

erachtete das Gericht für irrelevant. 

Dies bestätigt, dass eigenbetriebliche Gründe insoweit nicht maßgebend für die 

steuerliche Einstufung sind. Dies galt auch hinsichtlich der Bewirtungskosten, so-

weit diese auf die eigenen Arbeitnehmer entfielen. Diese standen allerdings nicht 

im Streit, da insoweit von vornherein Lohnsteuer einbehalten wurde. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Anders ist dies nur dann, wenn es sich bei den gereichten Speisen und Geträn-

ken um bloße Annehmlichkeiten handelt, wie bei Kaffee, Tee oder Gebäck. Dies ist stets 

zu verneinen, wenn die gereichten Speisen eine Mahlzeit ersetzen. Selbst das Servieren 

kleinerer Gerichte ist als Bewirtung anzusehen und damit nur zu 70 % als Betriebsausgabe 

abzugsfähig. Als kleinere Gerichte werden z.B. belegte Schnittchen, Brötchen mit Siede-

wurst, kleine Kartoffel- oder Nudelgerichte, Suppen o.Ä. eingestuft. 
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Für alle Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitstägliche Zuschüsse des Ar-

beitgebers zu Mahlzeiten des Ar-

beitnehmers sind lohnsteuer- und 

sozialversicherungspflichtig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bewertet werden die Mahlzeiten 

mit dem amtlichen Sachbezugswert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Bundesfinanzministerium hat in 

einem Schreiben den Ansatz mit 

dem Sachbezugswert an bestimmte 

Bedingungen geknüpft.  

 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

Sachbezugswert für Zuschüsse zu Mahlzeiten 

Das Bundesministerium der Finanzen hat sich mit Schreiben v. 18.1.2019 

(Aktenzeichen IV C 5 – S 2334/08/10006-01) zur steuerlichen Behandlung bei ar-

beitstäglichen Zuschüssen des Arbeitgebers zu Mahlzeiten des Arbeitnehmers in 

Form von Kantinenmahlzeiten und Essenmarken (Essengutscheine, Restaurant-

schecks) geäußert. Diese Fälle spielen in der Praxis der Lohn- und Gehaltsabrech-

nung eine große Rolle. Die Möglichkeit des Ansatzes des sehr günstigen Sachbe-

zugswerts ist bei der Lohnversteuerung und der Sozialversicherung vorteilhaft. 

Zum Hintergrund: Die Aufwendungen des Arbeitnehmers für Essen und Trinken 

sind im Allgemeinen Kosten der privaten Lebensführung und damit keine Wer-

bungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Von diesem 

Grundsatz gibt es nur ganz wenige Ausnahmen. Dies bedeutet, wenn der Arbeit-

geber ganz oder teilweise die Aufwendungen für die während der Arbeitszeit ein-

genommenen Mahlzeiten des Arbeitnehmers trägt, besteht darin grds. ein geld-

werter Vorteil des Arbeitnehmers, der lohnsteuer- und beitragspflichtig ist. 

Hinsichtlich der Lohnversteuerung und der Sozialversicherung gibt es nun eine 

Besonderheit bei der Bewertung dergestalt, dass Mahlzeiten, die dem Arbeitneh-

mer vom Arbeitgeber als Sachbezug zur Verfügung gestellt werden, mit dem maß-

gebenden amtlichen Sachbezugswert zu bewerten sind. Die Sachbezugswerte 

2019 für Frühstück, Mittag- und Abendessen betragen bei arbeitstäglich unent-

geltlich oder verbilligt ausgegebenen Mahlzeiten wie folgt: 

– für ein Mittag- oder Abendessen 3,30 € und 

– für ein Frühstück 1,77 €. 

Hinsichtlich der Anwendung der vergleichsweise günstigen Werte ist im ersten 

Schritt abzugrenzen, ob ein Sachlohn vorliegt und nicht etwa ein Geldzuschuss, 

über den der Arbeitnehmer frei verfügen kann. Bestehen die Leistungen des Ar-

beitgebers in einem arbeitsvertraglich oder auf Grund einer anderen arbeitsrecht-

lichen Rechtsgrundlage vereinbarten Anspruch des Arbeitnehmers auf arbeits-

tägliche Zuschüsse zu Mahlzeiten, ist als Arbeitslohn nicht der Zuschuss, sondern 

die Mahlzeit des Arbeitnehmers mit dem maßgebenden amtlichen Sachbezugs-

wert anzusetzen, wenn sichergestellt ist, dass 

– tatsächlich arbeitstäglich eine Mahlzeit (Frühstück, Mittag- oder Abendessen) 

durch den Arbeitnehmer erworben wird. Lebensmittel sind nur dann als Mahlzeit 

anzuerkennen, wenn sie zum unmittelbaren Verzehr geeignet oder zum Ver-

brauch während der Essenpausen bestimmt sind, 

– für jede Mahlzeit lediglich ein Zuschuss arbeitstäglich (ohne Krankheitstage, 

Urlaubstage und Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer eine Auswärtstätigkeit 

ausübt) beansprucht werden kann, 

– der Zuschuss den amtlichen Sachbezugswert der Mahlzeit um nicht mehr als 

3,10 € übersteigt, 

– der Zuschuss den tatsächlichen Preis der Mahlzeit nicht übersteigt und 

– der Zuschuss nicht von Arbeitnehmern beansprucht werden kann, die eine Aus-

wärtstätigkeit ausüben, bei der die ersten drei Monate noch nicht abgelaufen 

sind. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 
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Bei Ausgabe von Essenmarken hat 

der Arbeitgeber Abwesenheiten des 

Arbeitnehmers festzuhalten. Im 

Zusammenhang damit gibt es eine 

Vereinfachungsregelung, die sog. 

15er-Regelung.  

 

 

 

 

 

 

 

Für die bezuschussten Mahlzeiten 

trifft den Arbeitgeber die Nachweis-

pflicht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Finanzverwaltung hat weiterhin 

auch zu Einzelfällen aus der Praxis 

Stellung genommen.  

 

 

Dies gilt auch dann, wenn keine vertraglichen Beziehungen zwischen Arbeitgeber 

und dem Unternehmen (Gaststätte oder vergleichbarer Einrichtung), das die be-

zuschusste Mahlzeit abgibt, bestehen. 

Der Arbeitgeber hat die Verpflichtung, für jeden Arbeitnehmer die Tage der Ab-

wesenheit festzustellen und die für diese Tage ausgegebenen Essenmarken zu-

rückzufordern oder die Zahl der im Folgemonat auszugebenden Essenmarken um 

die Zahl der Abwesenheitstage zu vermindern. Diese Pflicht zur Feststellung der 

Abwesenheitstage und zur Anpassung der Essenmarken im Folgemonat entfällt 

für Arbeitnehmer, die im Kalenderjahr durchschnittlich an nicht mehr als drei Ar-

beitstagen je Kalendermonat Auswärtstätigkeiten ausüben, wenn keiner dieser 

Arbeitnehmer im Kalendermonat mehr als 15 Essenmarken (sog. 15er-Regelung) 

erhält. Das vorliegende Schreiben der Finanzverwaltung stellt klar, dass die sog. 

15er-Regelung für maximal 15 Zuschüsse zu Mahlzeiten (insgesamt für Frühstück, 

Mittag- und Abendessen) im Kalendermonat gilt. 

Der Arbeitgeber hat zudem die Nachweispflicht dafür, dass tatsächlich nur Mahl-

zeiten durch den Arbeitnehmer erworben werden können. Die Finanzverwaltung 

führt hierzu aus, dass ein solcher Nachweis auch durch Vorlage entsprechender 

vertraglicher Vereinbarungen zwischen dem Unternehmen, das die bezuschusste 

Mahlzeit abgibt, und dem Arbeitgeber oder dem mit der Verwaltung der Zuschüs-

se beauftragten Unternehmen geführt werden kann. 

Die Finanzverwaltung nimmt zu folgenden weiteren Einzelfällen Stellung: 

– Arbeitstägliche Zuschüsse zu Mahlzeiten sind bei Vorliegen der oben genannten 

Voraussetzungen auch dann mit dem maßgebenden amtlichen Sachbezugswert 

anzusetzen, wenn sie an Arbeitnehmer geleistet werden, die ihre Tätigkeit in ei-

nem Home Office verrichten oder nicht mehr als sechs Stunden täglich arbeiten, 

auch wenn die betriebliche Arbeitszeitregelung keine entsprechenden Ruhepau-

sen vorsieht. 

– Auch steht der Anwendung der Sachbezugswerte nicht entgegen, wenn der Ar-

beitnehmer einzelne Bestandteile seiner Mahlzeit bei verschiedenen Akzeptanz-

stellen erwirbt. 

– Je Arbeitstag und je bezuschusster Mahlzeit (Frühstück, Mittag- oder Abendes-

sen) kann nur ein Zuschuss mit dem amtlichen Sachbezugswert angesetzt werden. 

Erwirbt der Arbeitnehmer am selben Tag weitere Mahlzeiten für andere Tage auf 

Vorrat, sind hierfür gewährte Zuschüsse als Barlohn zu erfassen. Der Ansatz der 

Sachbezugswerte scheidet also aus. Gleiches gilt für den Einzelkauf von Bestand-

teilen einer Mahlzeit auf Vorrat. 

 

 

 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Handlungsempfehlung: Der Arbeitgeber kann entweder die ihm vom Arbeitnehmer 

vorgelegten Einzelbelegnachweise manuell überprüfen oder sich entsprechender elektro-

nischer Verfahren bedienen (z.B. wenn ein Anbieter die Belege vollautomatisch digitali-

siert, prüft und eine monatliche Abrechnung an den Arbeitgeber übermittelt, aus der sich 

dieselben Erkenntnisse wie aus Einzelbelegnachweisen gewinnen lassen). Der Arbeitge-

ber muss die Belege oder die Abrechnung zum Lohnkonto nehmen. 
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Für alle Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer 

 

 

Für die Nutzung von Elektrofahrzeu-

gen ist ab dem 1.1.2019 monatlich 

nur 0,5 % des Bruttolistenpreises 

anzusetzen. Das gilt für Fahrzeuge, 

die nach dem 31.12.2018 erstmals 

einem Arbeitnehmer zur Privatnut-

zung überlassen wurden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Kapitalanleger  

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf Dividenden erfolgt dann kein 

Steuereinbehalt, wenn es sich um 

eine Einlagenrückgewähr handelt.  

 

 

 

 

Wurde eine Einlagenrückgewähr 

einer Kapitalgesellschaft aus einem 

anderen EU-Staat zunächst besteu-

ert, besteht auch in diesem Fall für 

den Steuerpflichtigen ein Er-

stattungsanspruch.  

 

 

 

 

 

 

Nutzungswert für Elektrofahrzeuge 

Bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der privaten Nutzung eines Fir-

menwagens nach der sog. 1 %-Regelung ist – nach der im Dezember vergangenen 

Jahres beschlossenen Gesetzesänderung bei Elektro- und Hybridfahrzeugen – nur 

der hälftige Wert anzusetzen, mithin nur monatlich 0,5 % des Bruttolistenpreises. 

Zur Anwendung der gesetzlichen Neuregelung hat sich das Bundesfinanzministeri-

um mit Schreiben vom 19.12.2018 (Aktenzeichen IV C 5 – S 2334/14/10002-07) an 

den Verband der Automobilindustrie wie folgt geäußert: Bei der Überlassung von 

Dienstwagen ist die Neuregelung für alle erstmals an Arbeitnehmer nach dem 

31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 zur Nutzung überlassenen Dienstwagen anzu-

wenden. Auf den Zeitpunkt, zu dem der Arbeitgeber das Fahrzeug angeschafft, 

hergestellt oder geleast hat, kommt es nicht an. Wurde das Fahrzeug vor dem 

1.1.2019 vom Arbeitgeber bereits einem Arbeitnehmer zur privaten Nutzung 

überlassen, bleibt es für diesen Fall bei der Anwendung der bisherigen Bewer-

tungsregelungen, auch wenn der Wechsel des Nutzungsberechtigten nach dem 

31.12.2018 stattgefunden hat.  

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

Kapitalertragsteuereinbehalt auf Dividenden  

Die Besteuerung von Kapitalerträgen ist im Grundsatz einfach ausgestaltet: Die 

auszahlende Stelle – in der Regel die depotführende Bank – behält im Regelfall 

25 % Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer ein und 

führt diese ans Finanzamt ab; damit ist die Besteuerung beim Kapitalanleger ab-

gegolten. Zu beachten ist aber, dass es Fälle gibt, bei denen der Kapitalertragsteu-

ereinbehalt nachträglich zu korrigieren ist, da die steuerliche Behandlung der Divi-

dende erst im Nachhinein klar ist. So werden Dividenden dann steuerlich nicht 

erfasst, wenn diese als Einlagenrückgewähr gewertet werden. Dies wird von der 

ausschüttenden Gesellschaft entsprechend bescheinigt. 

Eine solche steuerlich nicht zu erfassende Einlagenrückgewähr kann auch von 

einer in einem anderen EU-Staat belegenen Kapitalgesellschaft getätigt werden. 

In diesem Fall muss die ausschüttende Gesellschaft einen Antrag beim Bundes-

zentralamt für Steuern stellen, welches dann prüft und ggf. bescheinigt, dass 

eine Einlagenrückgewähr vorliegt. Dann sind die getätigten Ausschüttungen im 

Nachhinein als Einlagenrückgewähr einzustufen und werden regelmäßig nicht der 

Besteuerung unterworfen, so dass bereits abgeführte Kapitalertragsteuer wieder 

zu erstatten ist. Liegt eine Einlagenrückgewähr vor, so mindert dies allerdings die 

Anschaffungskosten der Aktien, so dass sich bei einer späteren Veräußerung ein 

höherer Veräußerungsgewinn ergibt. 

 

 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Handlungsempfehlung: Der erfolgte Kapitalertragsteuereinbehalt sowie die von Ban-

ken ausgestellten Erträgnisaufstellungen und Steuerbescheinigungen sind im Einzelfall 

stets sorgfältig zu kontrollieren. 
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Für alle Kapitalanleger  

 

 

 

 

 

 

Die Finanzverwaltung hat zu Einzel-

fragen bezüglich der Besteuerung 

von Kapitalvermögen Stellung ge-

nommen.  

 

 

 

Fallunterscheidung bei Prämien für 

die Eröffnung eines Wertpapierde-

pots.  

 

 

 

 

Auch Kapitalerträge, die nicht dem 

Steuerabzug unterlegen haben, sind 

in der Steuererklärung anzugeben.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rückvergütungen von sog. Be-

standsprovisionen stellen steuer-

pflichtige Kapitalerträge dar.  

 

 

 

Entschädigungszahlungen für Ver-

luste aufgrund von Beratungsfeh-

lern sind steuerpflichtige Kapitalein-

künfte, wenn der Verlust einer kon-

kreten Transaktion zugerechnet 

werden kann.  

Finanzverwaltung zu Einzelfragen zur Abgeltungsteuer 

Mit Schreiben vom 17.1.2019 (Aktenzeichen IV C 1 – S 2252/08/10004 :023) hat 

die Finanzverwaltung zu aktuellen Fragen der Abgeltungsteuer Stellung genom-

men. Hinzuweisen ist auf folgende Aspekte: 

– Wird eine Prämie für die Eröffnung eines Wertpapierdepots gezahlt, so ist zu 

unterscheiden: 

– Wird ein Wertpapierdepot auf ein anderes Kreditinstitut übertragen und 

zahlt das übernehmende Kreditinstitut dafür eine Geldprämie, so zählt diese 

Geldprämie zu den Einkünften aus sonstigen Leistungen, sofern sie nicht einer 

anderen Einkunftsart zugeordnet werden kann. Daher ist die erhaltene Prämie 

entsprechend in der Steuererklärung anzugeben. 

– Wird dagegen ein Kontoguthaben auf ein anderes Kreditinstitut übertragen 

oder erstmalig bei einem Kreditinstitut ein Depot eröffnet und wird dafür eine 

Geldprämie unter der Bedingung gezahlt, dass Wertpapiere beim überneh-

menden/eröffnenden Kreditinstitut erworben werden, so mindert die für die 

Übertragung des Kontoguthabens gezahlte Geldprämie die Anschaffungskos-

ten dieser Wertpapiere. Die Geldprämie ist mit den Anschaffungskosten der 

erworbenen Wertpapiere in der Reihenfolge deren Erwerbs zu verrechnen. 

– Steuerpflichtige Kapitalerträge, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 

nicht dem Kapitalertragsteuerabzug unterlegen haben (z.B. Gewinne aus der Ver-

äußerung von GmbH-Anteilen oder verdeckte Gewinnausschüttungen), hat der 

Stpfl. in seiner Einkommensteuererklärung anzugeben. 

– Behandlung von weitergegebenen Bestandsprovisionen: Kapitalverwaltungsge-

sellschaften zahlen Vermittlungsentgelte an Kreditinstitute oder Finanzdienstleis-

tungsinstitute für den Vertrieb von Fondsanteilen in Form von sog. Kontinuitäts-

provisionen (Bestandsprovisionen). Die Provisionen werden regelmäßig gezahlt 

und bemessen sich nach dem beim Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinsti-

tut verwahrten Bestand an Fondsanteilen. Erstatten Kreditinstitute oder Finanz-

dienstleistungsinstitute ihren Kunden diese Bestandsprovisionen ganz oder teil-

weise, stellt die Rückvergütung der Bestandsprovision wirtschaftlich betrachtet 

einen teilweisen Rückfluss früherer Aufwendungen dar. Es handelt sich daher um 

Kapitalerträge, bei denen die Kapitalertragsteuer unter Anwendung der im Rück-

vergütungszeitpunkt der Bestandsprovisionen für die jeweilige Fondsart gültigen 

Teilfreistellungssätze einbehalten wird. 

– Erhalten Anleger Entschädigungszahlungen für Verluste, die auf Grund von Bera-

tungsfehlern im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage geleistet werden, sind 

diese Zahlungen als Kapitaleinkünfte zu versteuern, wenn ein unmittelbarer Zu-

sammenhang zu einer konkreten einzelnen Transaktion besteht, bei der ein kon-

kreter Verlust entstanden ist oder ein steuerpflichtiger Gewinn vermindert wird. 

Dies gilt auch dann, wenn die Zahlung ohne eine rechtliche Verpflichtung erfolgt 

und auch bei Entschädigungszahlungen für künftig zu erwartende Schäden. Sofern 

die Zahlungen im Zusammenhang mit Aktien-, Misch- oder Immobilienfonds erfol-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: In der Praxis sind diese Fälle sorgfältig zu beachten. Deutlich wird hieraus, 

dass längst nicht in jedem Fall bei Kapitalerträgen ein Kapitalertragsteuerabzug mit abgel-

tender Wirkung erfolgt. 
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Für alle Kapitalanleger  

 

 

 

 

Der Wertverlust von privatem Kapi-

talvermögen wird von der Finanz-

verwaltung in der Regel nicht aner-

kannt.  

 

Finanzgericht Rheinland-Pfalz: 

Die Wertlosigkeit von im Privatver-

mögen gehaltenen Anteilen an ei-

ner Kapitalgesellschaft sind steuer-

lich anzuerkennende Verluste. 

 

Die Revision ist zugelassen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für Kapitalgesellschaften mit 

Verlustvorträgen 

 

 

 

 

 

 

Das Bundesverfassungsgericht hatte 

vor einiger Zeit entschieden, dass 

der Wegfall von Verlusten im Falle 

von Anteilsübertragungen zwischen 

25 % und 50 % verfassungswidrig 

ist.  

gen, findet der zum Zeitpunkt der Zahlung geltende Teilfreistellungssatz Anwen-

dung. 

Wertlosigkeit von Anteilen an Kapitalgesellschaften  

Mit der Einführung der Abgeltungsteuer im Jahr 2009 wurde das Konzept der Be-

steuerung von Kapitaleinkünften grundlegend geändert in der Form, dass umfas-

send auch Veräußerungsgewinne und -verluste, also Ergebnisse aus der Vermö-

genssubstanz erfasst werden. Nach wie vor erkennt aber die Finanzverwaltung 

Vermögensverluste in vielen Konstellationen nicht an. Einen solchen Fall hatte das 

Finanzgericht Rheinland-Pfalz zu entscheiden.  

Der Stpfl. erwarb im Jahr 2010 10 000 Aktien und hielt diese in der Folge in sei-

nem Privatvermögen. Im Jahr 2011 teilte die das Aktiendepot führende Bank dem 

Stpfl. mit, dass die zuständige Lagerstelle die Aktien als wertlos eingestuft habe. 

Es sei mit keinerlei Zahlung mehr zu rechnen. Daher seien die Anteile ersatzlos 

ausgebucht worden. Mit seiner Einkommensteuer-Erklärung machte der Stpfl. 

einen Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen in Höhe der Anschaffungs-

kosten der Aktien geltend, dessen Anerkennung das Finanzamt mit der Begrün-

dung versagte, es habe sich weder um einen Verkauf gehandelt noch sei eine 

Steuerbescheinigung ausgestellt worden. 

Das Finanzgericht gab mit Urteil vom 12.12.2018 (Aktenzeichen 2 K 1952/16) dem 

Stpfl. Recht und bestätigte, dass die Wertlosigkeit von im Privatvermögen gehalte-

nen Anteilen an einer Kapitalgesellschaft nach Einführung der Abgeltungsteuer zu 

einem steuerlich anzuerkennenden Verlust führt. Das Finanzgericht hat die Revisi-

on zugelassen. 

Für Kapitalgesellschaften 

Verlustabzug bei GmbH  

Mit Beschluss vom 29.3.2017 (Aktenzeichen 2 BvL 6/11) hatte das Bundesverfas-

sungsgericht entschieden, dass der Verlustabzug bei Kapitalgesellschaften 

(zumindest partiell) gegen den allgemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 des 

Grundgesetzes verstößt. Gesetzlich war geregelt, dass nicht genutzte Verluste 

einer Kapitalgesellschaft anteilig wegfallen, wenn innerhalb von fünf Jahren mehr 

als 25 % und bis zu 50 % der Anteile an einen Erwerber übertragen wurden. Dieser 

Verfassungsverstoß ist jüngst mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuer-

ausfällen beim Handel mit Waren im Internet (BGBl. I 2018, 2338) – auch rückwir-

kend – beseitigt worden.  

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesfinanzministerium mit Schreiben vom 

10.1.2019 (Aktenzeichen IV A 3) zur Verlustabzugsbeschränkung Stellung genom-

men und ausgeführt, dass mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Vermeidung 

von Umsatzsteuerausfällen im Internet der Grund für die vorläufige Aussetzung 

der Anwendung dieser Vorschrift entfallen ist. Auch ein Ruhenlassen außerge-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Bei solchen Entschädigungszahlungen ist sorgfältig zu prüfen, ob entgangene 

Kapitalerträge oder verlorene Einlagen ersetzt werden. Nicht immer sind solche Entschä-

digungszahlungen der Besteuerung zu unterwerfen. 

Handlungsempfehlung: In solchen Fällen müssen die Verluste in der Einkommensteuer-

Erklärung deklariert werden. Dabei ist zu beachten, dass diese Fälle oft nicht in den Be-

scheinigungen der Banken ausgewiesen werden. 
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Entsprechend ist kürzlich die Vor-

schrift im Körperschaftsteuergesetz 

geändert worden. Laufende Rechts-

behelfsverfahren sind nunmehr zu 

entscheiden.  

 

 

 

 

 

Für Gesellschafter von  

Kapitalgesellschaften 

 

 

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Im Falle der Auflösung einer Gesell-

schaft kann ein entstandener Ver-

lust steuerlich erst dann angesetzt 

werden, wenn der Verlust hinsicht-

lich der Höhe feststeht.  

 

 

 

 

Wird der Verlust zu spät geltend 

gemacht, kann die Verlustberück-

sichtigung endgültig verloren sein.  

 

 

 

 

Für Kapitalgesellschaften mit 

Verlustvorträgen 

 

 

 

 

richtlicher Rechtsbehelfsverfahren kommt insoweit nicht mehr in Betracht. 

Somit ist über offene Rechtsbehelfsverfahren nunmehr zu entscheiden und zwar 

in der Hinsicht, dass in den Fällen eines Anteilseignerwechsels von mehr als 25 % 

und höchstens 50 % ein Verlustuntergang nicht erfolgt.  

Zeitpunkt der Berücksichtigung eines Auflösungsverlusts 

Mit seinem nicht amtlich veröffentlichten Beschluss vom 23.11.2018 

(Aktenzeichen IX B 87/18) hat der Bundesfinanzhof festgestellt, dass die Frage des 

Zeitpunkts der Berücksichtigung eines Auflösungsverlusts in der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs geklärt ist. Auflösungsverlust ist der Betrag, um den die im 

Zusammenhang mit der Auflösung der Gesellschaft vom Stpfl. persönlich getrage-

nen Kosten sowie seine Anschaffungskosten den gemeinen Wert des zugeteilten 

oder zurückgezahlten Vermögens der Kapitalgesellschaft übersteigen. 

Der Bundesfinanzhof hatte dazu mit Urteil v. 13.3.2018 (IX R 38/16) seine Recht-

sprechung bestätigt, wonach ein Verlust in dem Jahr zu erfassen ist, in dem mit 

einer wesentlichen Änderung des bereits feststehenden Verlusts nicht mehr zu 

rechnen ist. Und ein Auflösungsverlust steht fest, wenn der gemeine Wert des 

dem Stpfl. zugeteilten oder zurückgezahlten Vermögens einerseits und die Liqui-

dations- und Anschaffungskosten des Gesellschafters andererseits feststehen. 

Gleiches gilt, wenn sicher ist, dass eine Zuteilung oder Zurückzahlung von Gesell-

schaftsvermögen an die Gesellschafter ausscheidet und wenn die durch die Betei-

ligung veranlassten Aufwendungen feststehen. 

Nachträglicher Antrag eines fortführungsgebundenen Verlustvor-

trags 

§ 8d des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) regelt als gesetzliche Ausnahme zu 

der Vorschrift des § 8c KStG zum Verlustabzug bei Körperschaften, dass nicht ge-

nutzte Verluste ausnahmsweise fortgeführt werden können, selbst wenn Anteils-

erwerbe an einer Körperschaft in bestimmter Höhe stattfinden. Damit hat der 

Gesetzgeber den Fällen der Besteuerungspraxis Rechnung getragen, wo ein Un-

tergang der Verluste bei Anteilseignerwechsel aus wirtschaftlichen Erwägungen 

nicht gerechtfertigt und aus steuersystematischer Sicht auch nicht erforderlich 

erschien – die Regelung des § 8c KStG also zu restriktiv wirkte.  

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Handlungsempfehlung: Soweit entsprechende Veranlagungen verfahrensrechtlich offen 

sind und bislang von der bisherigen Anwendung ausgegangen wurde, ist zu prüfen, ob 

Änderungsanträge gestellt werden sollten. 

Hinweis: Die Rechtsentwicklung ist weiterhin aufmerksam zu beobachten, da beim 

Bundesverfassungsgericht unter dem Az. 2 BvL 19/17 ein Verfahren zur Problematik der 

Übertragung von mehr als 50 % des gezeichneten Kapitals anhängig ist. Derartige Sach-

verhalte sollten verfahrensrechtlich offengehalten werden. 

Hinweis: Die besondere steuerliche Problematik des Zeitpunkts der Verlustrealisierung 

ist wie folgt zu sehen: Wird der Auflösungsverlust „zu früh“ geltend gemacht, verliert der 

Stpfl. das Einspruchs- und ggf. das anschließende Klageverfahren, kann aber i.d.R. den 

Verlust in einem späteren Veranlagungszeitraum noch geltend machen. Wird der Verlust 

hingegen „zu spät“ geltend gemacht, scheidet die Verlustberücksichtigung dann aus, 

wenn die Steuerbescheide schon bestandskräftig sind. Daher ist in einschlägigen Fällen 

dringend darauf zu achten, den Auflösungsverlust möglichst früh geltend zu machen und 

zudem die Bescheide für die betreffenden Jahre offen zu halten. 
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Mithilfe des sog. fortführungsge-

bundenen Verlustvortrags kann die 

Kapitalgesellschaft auch dann Ver-

lustvorträge weiter nutzen, wenn an 

sich schädliche Anteilsübertragun-

gen stattgefunden haben.  

 

 

 

 

 

 

 

Notwendig hierfür ist ein Antrag in 

der Steuererklärung der Gesell-

schaft für das Jahr, in das die schäd-

liche Anteilsübertragung fällt.  

 

 

 

 

In einem Streitfall stellte die Gesell-

schaft den Antrag erst nach Zugang 

des Steuerbescheides.  

 

 

 

Thüringer Finanzgericht: 

Der Antrag ist rechtzeitig, wenn 

dieser bis zum Eintritt der materiel-

len Bestandskraft (Ende Einspruchs-

frist) gestellt wurde. 

Die Revision ist anhängig.  

 

 

 

 

Für Gesellschafter-Geschäftsführer 

 

 

Insbesondere dann, wenn und soweit die Kontinuität und der Bestand des Ge-

schäftsbetriebs der Körperschaft gesichert sind, weil die zu Grunde liegenden ge-

sellschaftsrechtlichen Maßnahmen dazu dienen, einem vorhandenen Geschäfts-

betrieb in volkswirtschaftlich sinnvoller Weise neues Kapital zuzuführen. § 8d 

KStG eröffnet einer GmbH die Option, Verluste unabhängig von einem schädli-

chen Anteilseignerwechsel nutzen zu können, solange sie den nach § 8d KStG re-

levanten Geschäftsbetrieb fortführt. § 8d KStG ist allerdings nur anzuwenden, 

wenn die vom Verlustuntergang betroffene Körperschaft einen entsprechenden 

Antrag stellt. 

Vor diesem Hintergrund ist das nicht rechtskräftige Urteil (Revisionsverfahren 

beim Bundesfinanzhof Aktenzeichen: I R 40/18) des Thüringer Finanzgericht vom 

5.10.2018 (Aktenzeichen 1 K 348/18) zu sehen, nach dem eine GmbH das Wahl-

recht, einen fortführungsgebundenen Verlustvortrag nach § 8d KStG geltend zu 

machen, bis zur materiellen Bestandskraft des Körperschaftsteuer-Bescheids aus-

üben kann. 

Nach der Vorschrift des § 8d KStG ist der Antrag „in der Steuererklärung für die 

Veranlagung des Veranlagungszeitraums zu stellen, in den der schädliche Beteili-

gungserwerb fällt“. 

Im Streitfall hatte eine GmbH ihre Steuererklärung 2016 in elektronischer Form 

abgegeben, ohne einen Antrag nach § 8d KStG zu stellen. Das Finanzamt erließ 

daraufhin einen Steuerbescheid unter dem Vorbehalt der Nachprüfung. In der 

Folge beantragte die GmbH (in Gestalt eines Änderungsantrags gem. § 164 Abs. 2 

AO) die Feststellung eines fortführungsgebundenen Verlustvortrags gem. § 8d 

KStG, was das Finanzamt allerdings ablehnte. Nach Ansicht des Finanzamts konnte 

der Antrag ausschließlich in der erstmaligen Steuererklärung gestellt werden und 

eine spätere Nachholung sei ausgeschlossen. 

Das Finanzgericht hingegen kommt zu dem Ergebnis, dass die GmbH den Antrag 

rechtzeitig gestellt hat. Denn eine GmbH könne das in § 8d KStG formulierte 

Wahlrecht (eines Antrags auf fortführungsgebundenen Verlustvortrag) bis zum 

Eintritt der materiellen Bestandskraft des Körperschaftsteuer-Bescheids rechts-

wirksam ausüben, weil die gesetzliche Regelung gerade keine Ausschlussfrist bein-

halte. Eine solche lasse sich weder dem Gesetzeswortlaut noch der Gesetzesbe-

gründung entnehmen. 

Haftung des GmbH-Geschäftsführers 

Mit einem nicht zur Veröffentlichung vorgesehenen Beschluss vom 18.9.2018 

(Aktenzeichen XI R 54/17) hat der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung zur 

Haftung des GmbH-Geschäftsführers fortgeführt. Dabei hat er konkret entschie-

den, dass keine verfassungsrechtlichen Bedenken dagegen bestehen, dass der 

Geschäftsführer einer GmbH im Haftungsverfahren mit Einwendungen gegen die 

Höhe der Steuerforderungen ausgeschlossen ist, wenn er der Forderungsanmel-

dung des Finanzamts hätte widersprechen können, dies aber unterlassen hat. 

Im Streitfall hatte der alleinige Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH 

(Kläger) in 2013 einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist abzuwarten. In Gestaltungsfällen 

sollte der Antrag bereits mit der Steuererklärung abgegeben werden. In Abwehrfällen 

sollte mit dem Einspruch auch unter Hinweis auf das nun beim Bundesfinanzhof anhängi-

ge Verfahren das Ruhen des Verfahrens beantragt werden. 
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mögen der GmbH gestellt. Das Finanzamt meldete Forderungen betreffend die 

Umsatzsteuer und Körperschaftsteuer 2005 bis 2007 nebst Zinsen, Solidaritätszu-

schlag und Säumniszuschläge zur Tabelle an. Dem widersprach der Insolvenzver-

walter, ein Widerspruch des Klägers erfolgte jedoch nicht.  

Zeitlich nachfolgend wurde der Kläger dann in Haftung genommen – nach diesen 

Vorschriften haftet der Vertreter einer GmbH (d.h. der Geschäftsführer als gesetz-

licher Vertreter der GmbH), soweit Ansprüche infolge vorsätzlicher oder grob 

fahrlässiger Pflichtverletzung nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt 

werden. Der Bundesfinanzhof hat die vom Kläger beantragte Aufhebung des 

Haftungsbescheids zurückgewiesen, da der Haftungssachverhalt erfüllt und die 

widerspruchslose Feststellung einer Steuerforderung im Insolvenzverfahren als 

unanfechtbare Steuerfestsetzung anzusehen sei. 

In eigener Sache 
Bremen 

Wir begrüßen herzlich in unserem Team Frau Brigitte Wirp, Frau Diana Iversen 

und Herrn Matthias Bachmann.  

Am 15.3.2019 hat Frau Wirp als Assistentin der Geschäftsleitung für unseren 

Standort Bremen ihre Tätigkeit aufgenommen. Damit tritt sie die Nachfolge für 

unsere langjährige Mitarbeiterin Frau May an, die zum Ende April in ihren wohl-

verdienten Ruhestand geht. Wir bedanken uns bei Frau May für die langjährige 

wertvolle Mitarbeit in unserem Unternehmen und wünschen Ihr für den kom-

menden Lebensabschnitt nur das Beste.   

Frau Iversen ist seit dem 1.4.2019 als Bilanzbuchhalterin im Bereich des Rech-

nungswesens, Lohnbuchhaltung, Controlling und Zahlungsverkehr tätig. Herr 

Matthias Bachmann verstärkt uns seit Anfang des Monats als Systemadministra-

tor in der IT-Abteilung.  

Wir wünschen allen neuen Kollegen viel Erfolg und freuen uns auf gute Zusam-

menarbeit.  

Gießen 

Wir begrüßen recht herzlich Herrn Sebastian Vogeltanz. Herr Vogeltanz verstärkt 

ab 1.4.2019 unser Team der Wirtschaftsprüfung. Wir wünschen ihm einen guten 

Start, viel Erfolg und freuen uns auf die Zusammenarbeit.  

Wir gratulieren Frau Brigitte Müller recht herzlich zum 30-jährigen Firmenjubilä-

um. Seit dem 1.4.1989 ist Frau Müller für uns im Bereich der Steuerberatung tätig. 

Wir bedanken uns an dieser Stelle bei Frau Müller für ihren jahrzehntelangen Ein-

satz, wünschen ihr für die Zukunft alles Gute und freuen uns auf die weitere Zu-

sammenarbeit. 

 

Streitfall: 

Der Insolvenzverwalter widersprach 

der Anmeldung von Steuerforde-

rungen durch das Finanzamt. Ein 

Widerspruch durch den alleinigen 

Gesellschafter erfolgte nicht. Der 

Gesellschafter wurde in Folge des-

sen in Haftung genommen.  

 

 

Der Bundesfinanzhof hat dem zuge-

stimmt. Auf mangelnde Kenntnisse 

seiner Pflichten kann sich der Ge-

sellschafter nicht berufen.  

 

 

 

 

 

 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Da der Kläger eingewandt hatte, seine Qualifikation als (nur) gelernter Kfz-

Mechaniker sei nicht beachtet worden, ruft der Bundesfinanzhof den Geschäftsführern 

erneut in Erinnerung, dass „der Geschäftsführer einer GmbH vor Übernahme der Ge-

schäftsführerstellung gehalten [ist], sich mit den elementarsten handelsrechtlichen Pflich-

ten des Geschäftsführers einer GmbH vertraut zu machen und Erkundigungen über die 

hierfür zu beachtenden allgemeinen Pflichten des Steuerrechts einzuziehen. Er kann sich 

also nicht auf seine mangelnden Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen berufen. Wer 

den Anforderungen an einen gewissenhaften Geschäftsführer nicht persönlich entspre-

chen kann, muss von der Übernahme des Geschäftsführeramtes absehen bzw. es niederle-

gen, oder die Hilfe eines Angehörigen der rechts- und steuerberatenden Berufe in An-

spruch nehmen, um eine Haftungsinanspruchnahme nach § 69 AO zu vermeiden“. 
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Termine für Steuerzahlungen 

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach bestem 

Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Die Informationen in 

diesem Rundschreiben sind als alleinige Handlungsgrundlage nicht geeignet und kön-

nen eine konkrete Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine 

verbindliche Beratung  bei Bedarf direkt mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das 

Abonnement dieses Rundschreibens entsteht kein Mandatsverhältnis. 
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Steuerart Fälligkeit 

 

Schonfrist  
bei Überwei-
sung 1 
 

Einreichungs-
frist  
bei Scheckzah-
lung 

    
 Lohnsteuer (mit KiSt und SolZ) 2, 3 

 Umsatzsteuer 2, 4 
10.5.  

(Freitag) 
13.5.  

(Montag) 
7.5. 

(Dienstag) 

 Gewerbesteuer 

 Grundsteuer 5 
15.5.  

(Mittwoch) 
20.5.  

(Montag) 
12.5.  

(Sonntag) 

     
1 bei Überweisung innerhalb der Schonfrist entsteht kein Säumniszuschlag (1 Prozent der 

Steuer für jeden angefangenen Monat); maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde 

2 Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fällig-
keitstag abgegeben werden, da sonst Verspätungszuschläge entstehen können 

3 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat 

4 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat oder bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat; Vierteljahreszahler mit Dauerfristverlängerung: für das vorangegange-
ne Kalendervierteljahr 

5 Vierteljahreszahler (siehe § 28 Abs. 1 und 2 GrStG) 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

April 2019 
   

Steuerart Fälligkeit 

 

Schonfrist  
bei Überwei-
sung 1 

Einreichungs-
frist  
bei Scheckzah-
lung 

    
 Lohnsteuer (mit KiSt und SolZ) 2, 3 

 Umsatzsteuer 2, 4 
10.4.  

(Mittwoch) 
15.4.  

(Montag) 
7.4.  

(Sonntag) 

     
1 bei Überweisung innerhalb der Schonfrist entsteht kein Säumniszuschlag (1 Prozent der 

Steuer für jeden angefangenen Monat); maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde 

2 Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fällig-
keitstag abgegeben werden, da sonst Verspätungszuschläge entstehen können 

3 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat; Vierteljahreszahler: für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr 

4 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat oder bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat; Vierteljahreszahler ohne Dauerfristverlängerung: für das vorangegan-
gene Kalendervierteljahr 




